
Berlin, den 29. August 2012

Organisationsstruktur     im     Bezirk     Neukölln   –   Schulstationen in Berlin:   Zuständigkeit   
Schule oder     Jugendhilfe? - ein Modell für die „Verschulung“ der Jugendhilfe durch die   

Institution Schule oder ein vermeidbarer Irrtum?

Eine Replik auf die Rechtsauffassung des Berliner Senats zur Drs. 17/ 10419

Der Senat meint in seiner Antwort auf meine  Kleine Anfrage vom 16.04.2012 (Drucksache 

17/10419 - bei der ich noch einmal nachfragen musste und die Antwort erst am 31.07.2012 

bei mir einging):

die Verlagerung der Verantwortung von Schulstationen von den Jugendämtern weg von der 

Jugendhilfe, hin  zum Schulamt (den äußeren Schulangelegenheiten)  entgegen der an sich 

klaren Zuordnung  der Schulstationen zum § 13 Abs.1 SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfege-

setz) durch den Bezirk Neukölln sei rechtlich in Ordnung. 

Der Senat meint dies mit den „Nachrang- Vorrangklausel“ des § 10 Abs. 1 SGB VIII, also des 

Nachrangs von Jugendhilferegelungen gegenüber den Regelschulangeboten begründen zu 

können. Diese Rechtsauffassung ist aus meiner Sicht falsch und bedarf der Richtig-
stellung. Aber hier zunächst einmal der Wortlaut des § 10 Abs. 1 SGB VIII:

§ 10 Verhältnis zu anderen Leistungen und Verpflichtungen

(1) Verpflichtungen anderer, insbesondere der Träger anderer Sozialleistungen und der Schulen, wer-
den durch dieses Buch nicht berührt. Auf Rechtsvorschriften beruhende Leistungen anderer dürfen 
nicht deshalb versagt werden, weil nach diesem Buch entsprechende Leistungen vorgesehen sind.

Der Senat argumentiert in seiner Antwort  mit einer Aufgabenzuweisung von Schulstationen 

durch das Berliner Schulgesetz in den Kompetenzbereich von „Schule“. Dadurch scheint die 

Begründung des Vorrangs für den Schulbereich durch den § 10 Abs. 1 SGB VIII auf den 
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ersten Blick überzeugend und rechtlich gedeckt. In der juristischen Kommentierung zum § 10 

SGB VIII wird die gesetzgeberische Intention des Bundesgesetzgebers aber darin gesehen, 

die teilweise wenig offensive Wahrnehmung von (sonderpädagogischen) Förderaufgaben 

durch die Schulen, insbesondere bei Teilleistungsstörungen, zu befördern (Meysen/Münder 

u.a., SGB VIII, 6. Aufl., § 10, Rn. 22) und die Schulen in diesen Bereichen zu zwingen, die 

Aufgaben der Sonderpädagogik als die ihrigen anzunehmen (besonders bei Bereichen wie 

ADHS oder Dyskalkulie) . 

Den Blick in die Gesetzesbegründung und in die einschlägigen Kommentierungen hat die 

Senatsverwaltung offensichtlich gescheut, sonst hätte sie zu einem anderen Ergebnis kom-

men müssen. Schaut man direkt in die Gesetzesbegründung, wird diese Vermutung schnell 

bestätigt - Zitat: „Die ausdrückliche Erwähnung der Schule in § 10 Abs. 1 stellt keine Ände-

rung des geltenden Rechts dar, denn auch bislang sind die Leistungen der Schulträger vor-

rangig gegenüber Leistungen der Jugendhilfe zu erbringen. Da es allerdings in diesem Be-

reich in der Praxis häufig Unstimmigkeiten gibt, wird eine ausdrückliche Regelung für Klä-

rung sorgen, insbesondere im Hinblick auf die Problematik der sog. Teilleistungsstörungen 

(z. B. Legasthenie und Dyskalkulie) im Kontext von § 35a.“  (BT-Drucks. 15/5616, S. 25). 

Hier geht es also nicht darum, einen Kompetenzvorrang der Schulen gegenüber den Ju-

gendämtern schaffen, der sonst nicht bestünde, sondern Leistungen, die in den klassischen 

Aufgabenbereich der Schule fallen, sollen von dieser auch erbracht werden, ohne die Kinder- 

und Jugendhilfe in Anspruch zu nehmen, was offensichtlich nicht immer der Fall war bzw. ist. 

Wenn der § 10 Abs. 1 SGB VII im Grunde also  gar keine neue Rechtssituation schafft, 

warum meint der Senat dann, diese Vorschrift zur Begründung einer Zuständigkeitsver-

lagerung heranziehen zu müssen oder zu können? 

Ergebnis: Mit Einführung der Regelungen des § 10 Abs. 1 SGB VIII war also die gesetz-
geberische Intention verbunden, die Schulen dazu zu verpflichten, die Erfüllung von 
ihnen ohnehin obliegenden Aufgaben besser wahrzunehmen, aber nicht die Zustän-
digkeit von Jugendhilfeangeboten in die Kompetenz von Schule zu verschieben. Eine 
Verlagerung von Zuständigkeiten, insbesondere hier bei den Schulstationen weg von 
der Jugendhilfe hin zu den Schulen, kann mit dieser „Vorrang- Nachrangregelung“ 
des § 10 Abs. 1 SGB VIII nicht begründet werden. 

Nicht weniger  gehaltvoll  wäre  eine nähere Beschäftigung mit dem § 13 Abs. 1 SGB VIII 

durch die Senatsverwaltung für Inneres gewesen, der insoweit ja eine klare Aufgabenbe-

schreibung für die Kinder- und Jugendhilfe enthält und von der Senatsverwaltung für Bildung, 

Jugend und Wissenschaft, den Trägern der Schulstationen und den bezirklichen Jugendäm-

tern  bis  zur  Veröffentlichung  der  Meinung  der  Sentasinnenverwaltung  stets  als  Rechts-

grundlage für die Schulstationen herangezogen wurden:



§ 13 Jugendsozialarbeit

(1) Jungen Menschen, die zum Ausgleich sozialer Benachteiligungen oder zur Überwindung individu-
eller Beeinträchtigungen in erhöhtem Maße auf Unterstützung angewiesen sind, sollen im Rahmen 
der Jugendhilfe sozialpädagogische Hilfen angeboten werden, die ihre schulische und berufliche Aus-
bildung, Eingliederung in die Arbeitswelt und ihre soziale Integration fördern.

Zwar wird im Standardkommentar zum SGB VIII davon gesprochen, dass im Bereich der 

Schulsozialarbeit die Jugendhilfe hier auf die Zuständigkeit der Schulverwaltung stoßen wür-

de, ohne dass klare Grenzen erkennbar wären (vgl. Struck/Wiesner, 4. Aufl., § 13, Rn. 5), je-

doch ist nach einem kurzen Blick in die einschlägige Fachliteratur eine solche Grenzziehung 

auch keine unüberwindbare Hürde mehr. Zur Verdeutlichung sei hier einfach auf die Begriffs-

definition in einem auch bei Struck/Wiesner angeführten Fachaufsatz verwiesen. Danach ist 

die  Schulsozialarbeit als ein Angebot der Jugendhilfe zu verstehen, bei dem sozialpäd-

agogische Fachkräfte kontinuierlich am Ort Schule tätig sind und hier mit den Lehrkräften auf 

gleichberechtigter Basis zusammenarbeiten, um Kinder und Jugendliche in ihrer individuel-

len, sozialen und schulischen Entwicklung zu fördern, Bildungsbenachteiligungen zu vermei-

den und abzubauen, Erziehungsberechtigte und LehrerInnen bei der Erziehung und dem er-

zieherischen Kinder- und Jugendschutz zu beraten und unterstützen sowie zu einer schüler-

freundlichen Umwelt beizutragen, demzufolge ist Schulsozialarbeit per definitionem eine 
Leistung der Jugendhilfe und kein schulisches Angebot (Speck, JU 2005, S. 103). Wenn 

man wieder die juristische Perspektive von Struck/Wiesner bei der Aufgabenverteilung zwi-

schen Jugendhilfe und Schule einnimmt, kann noch ein wertvolles Zusatzkriterium hinzuge-

wonnen werden. Danach ist die die verfassungsrechtliche Ausgangslage zu beachten, wo-

nach die Schule     eine     pflichtige     gesellschaftliche     institutionelle     Bildungseinrichtung   ist, wäh-

rend die Kinder-     und     Jugendhilfe     auf     Ausgleich     sozialer     Defizite     durch     Förderung     der     indivi  -  

duellen     Entwicklung   zielt. Daraus ist dementsprechend abzuleiten, dass die Schule einen Bil-

dungsauftrag gegenüber durchschnittlich entwickelten jungen Menschen erfüllen kann, wo-

hingegen die Jugendsozialarbeit der KJHilfe dann einsetzt, wenn die Betreffenden aufgrund 

sozialer Benachteiligungen oder erhöhter individueller Beeinträchtigungen unterstützt werden 

müssen (Struck/Wiesner, a.a.O., Rn. 29). Schulsozialarbeit im eigentlichen Sinne kann also 

nur Aufgabe der Jugendhilfe, und nicht der Schulverwaltung sein!

Unabhängig davon, dass dies alles auch dem Senat bekannt sein müsste, ist auch nicht 

ganz nachvollziehbar, inwieweit man meint, „sozialpädagogische Leistungen“  auf die §§ 4 

und 5 des Berliner Schulgesetzes stützen zu können. Diese Regelungen beschäftigen sich 

ausschließlich mit der Kooperation zwischen Jugendhilfe und Schule und hier ist mitnichten 

von der Kompetenzverlagerung von Leistungen in den Schulbereich die Rede, wenn Schule 

und  Jugendhilfe  miteinander  kooperieren.  Das  Gegenteil  ist  der  Fall.  So ist aus der 

Gesetzesbegründung zum  § 5 SchulG bei  seiner  Novellierung  klar erkennbar, das hier 

„Jugendhilfeleistungen     am     Ort     Schule  “ gemeint sind (vgl. Drucks.- 16/2739, S. 14).



Diese Gesetzesbegründung ist die Willensbekundung des Abgeordnetenhauses von 
Berlin, dessen Willen sich die handelnden Verwaltungen klar widersetzen und somit 
rechtswidrig handeln.

Auch nicht überzeugend ist der Verweis auf einen Beschluss des OVG Berlin-Brandenburg 

(OVG Berlin-Brandenburg vom 12 .April 2006, Az. OVG 6 S. 4.06, Rn. 7 in juris), der die 

Rechtsauffassung der Senatsinnenverwaltung  angeblich stützen würde. In dieser Entschei-

dung wurde lediglich von einem Vorrang des Schulträgers ausgegangen, soweit dieser einen 

Platz in einer Tageseinrichtung für Schulkinder zur Verfügung stellen konnte und der Ju-

gendhilfeträger nicht mehr herangezogen werden musste, für den sowieso nur eine objektive 

Rechtspflicht bestand.

Das Ergebnis kann sowohl aus fachlicher als auch rechtlicher Sicht nur lauten: Schul-
stationen sind Sache der Jugendhilfe und nicht der Schulverwaltungen!


